Spielvereinigung 1951 Frankenbach

Vereinssatzung

§ 1

Name und Sitz

(1)
Der Name des Vereins lautet “Spielvereinigung 1951 Frankenbach”.


Er ist beim Amtsgericht Gießen im Vereinsregister unter - VR 11/99 eingetragen.
(2)
Sitz des Vereins ist Biebertal-Frankenbach.

§ 2

Zweck

(1)
Der Verein hat vornehmlich den Zweck:


a) Turnen, Sport und Spiel zu pflegen und deren ideellen Charakter zu wahren,


b) Kinder und Jugendliche sportlich zu fördern.

(2)
Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch Förderung sportlicher Übungen und Leistungen.

(3)
Der Verein ist Mitglied des


a) Landessportbundes Hessen e.V.


b) Hessischen Fußball-Verbandes e.V.


c) Hessischen Tischtennis-Verbandes e.V.


d) Hessischen Turnverbandes e.V.


e) Hessischen Tanzsportverband


Die entsprechenden Ordnungen dieser Verbände sind für die Mitglieder des Vereins verbindlich. Diese Ordnungen sind jedoch nicht Bestandteil dieser Satzung.

§ 3

Gemeinnützigkeit

(1)
Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnittes ”Steuerbegünstigte Zwecke” der Abgabenordnung.

(2)
Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3)
Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

(4)
Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen vergünstigt werden.

(5)
Alle Inhaber von Vereinsämtern sind ehrenamtlich tätig.

§ 4

Geschäftsjahr

(1)
Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr.
§ 5

Farben und Auszeichnungen

(1)
Die Farben des Vereins sind grün und weiß.

(2)
Für 25-/ 40-/ und 50-jährige Vereinszugehörigkeit und besondere Verdienste wird die Vereinsnadel verliehen.

§ 6

Mitgliedschaft

(1)
Der Verein hat


a) ordentliche Mitglieder (natürliche Personen ab dem 18. Lebensjahr),


b) jugendliche Mitglieder (bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres) und

c) Ehrenmitglieder.

(2)
Über den schriftlichen Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. Jugendliche können nur mit schriftlicher Zustimmung der gesetzlichen Vertreter aufgenommen werden.

(3)
Die Mitgliedschaft endet


a) mit dem Tod des Mitglieds,


b) durch schriftliche Austrittserklärung, gerichtet an ein Vorstandsmitglied,


    die jedoch nur zum Schluss eines Kalenderjahres zulässig ist,


c) durch Streichung aus der Mitgliederliste,


d) durch Ausschluss aus dem Verein.

(4)
Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger Mahnung mit der fälligen Zahlung in Höhe eines Jahresbeitrags im Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen werden, nachdem seit der Absendung des zweiten Mahnschreibens drei Monate verstrichen und die Beitragsschulden nicht beglichen sind. In der Mahnung muss auf die bevorstehende Streichung der Mitgliedschaft hingewiesen werden. Die Streichung ist dem Mitglied mitzuteilen.

(5)
Ein Mitglied, das in erheblichem Maße gegen die Vereinsinteressen verstoßen hat, kann durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu rechtfertigen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen und dem Mitglied mittels eingeschriebenen Briefes bekanntzumachen. Das Mitglied kann gegen den Ausschließungsbeschluss innerhalb einer Frist von einem Monat ab Zugang schriftlich Berufung beim Vorstand einlegen. Der Vorstand hat innerhalb von zwei Monaten die Mitgliederversammlung zur Entscheidung über die Berufung einzuberufen. Diese bescheidet dann vereinsintern die Berufung des Betroffenen.

(6)
Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrags und dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung festgesetzt. Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht befreit.

§ 7

Organe des Vereins

(1)
Organe des Vereins sind 


a) der Vorstand,


b) die Mitgliederversammlung.
§ 8

Der Vorstand

(1)
Der Vorstand des Vereins besteht aus 


a) dem 1.Vorsitzenden,


b) dem 2.Vorsitzenden,


c) dem Kassenwart,


d) dem Schriftführer,


e) mindestens zwei und höchstens zehn Beisitzern sowie


 f) dem Jugendwart.

(2)
Das Amt des Jugendwarts kann auch von einem der restlichen Vorstandsmitglieder zusätzlich ausgefüllt werden.

(3)
Vorstand im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches (”Vertretungsberechtigter Vorstand”) sind der 1.Vorsitzende, der 2.Vorsitzende und der Kassenwart. Hiervon sind jeweils zwei gemeinsam zur gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung des Vereins be​rechtigt.

(4)
Die Trainer und Betreuer der aktiven jugendlichen Mitglieder schlagen der Mitgliederversammlung eine Person aus ihrem Kreis für das Amt des Jugendwartes vor. Die Mitgliederversammlung ist gehalten dieser Entscheidung bei der Wahl Rechnung zu tragen. Sollte die Mitgliederversammlung der vorgeschlagenen Person die Zustimmung verweigern, wird den Jugendtrainern und -betreuern das erneute Vorschlagsrecht in der einberufenen Mitgliederversammlung zugestanden. Sollte die Mitgliederversammlung auch diesem Kandidaten die Zustimmung verweigern, bestimmt der Vereinsvorstand einen Jugendwart möglichst aus seinen Reihen.

(5)
Die derzeit aktiven Sportler, das heißt:


a) die Senioren-Fußballer,


b) die Alt-Herren-Fußballer,


c) die Senioren-Tischtennisspieler,


d) die Gymnastik-Sportler und


e) die Tanzsportler


haben das Recht, der Mitgliederversammlung je eine Person als Beisitzer vorzuschlagen. Die vorgeschlagenen Personen sollten das Vertrauen, der überwiegenden Mehrheit der jeweiligen Sportler-Gruppen (a - e) genießen. Die Mitgliederversammlung ist gehalten, der Entscheidung der aktiven Sportler bei der Wahl Rechnung zu tragen. 

Sollte die Mitgliederversammlung einer der Vertrauenspersonen die Wahl zum Beisitzer verweigern, wird der jeweiligen Sportlergruppe das erneute Vorschlagsrecht in der einberufenen Mitgliederversammlung zugestanden.

(6)
Wählbar sind alle ordentlichen Mitglieder und Ehrenmitglieder.

(7)
Die Wahl des Vorstands erfolgt für zwei Jahre. Vorstandsmitglieder üben darüber hinaus ihre Vorstandsämter bis zu einer ordentlichen Neuwahl aus.

(8)
Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Die Wahl des 1.Vorsitzenden, des 2.Vorsitzenden und des Kassenwarts ist geheim durchzuführen. Die restlichen Vorstandsmitglieder werden offen, per Handzeichen gewählt.

(9)
Zur Wahl eines Vorstandsmitglieds ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erforderlich. Enthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht gezählt. Bewerben sich mehr als zwei hierzu befugte Vereinsmitglieder um ein Vorstandsamt und erhält keiner der Bewerber die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen (ohne Enthaltungen und ungültige Stimmen), so findet eine Stichwahl zwischen den beiden Bewerbern statt, die im ersten Wahlgang die meisten Stimmen auf sich vereinigen konnten. Gewählt ist der Bewerber, der in der Stichwahl die Mehrheit der abgegebenen Stimmen (ohne Enthaltungen und ungültige Stimmen) auf sich vereinigen kann.

(10)
Der Vorstand führt den Verein nach den Vorgaben der Mitgliederversammlung.

(11)
Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom 1.Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2.Vorsitzenden einberufen werden. Einer Mitteilung der Tagesordnung bedarf es nicht. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Vorstandsmitglieder, darunter mindestens zwei Mitglieder des vertretungsberechtigten Vorstands, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Die Vorstandssitzung leitet der 1.Vorsitzende, bei dessen Verhinderung der 2.Vorsitzende. Die Beschlüsse des Vorstands sind in einem Protokoll festzuhalten und vom Sitzungsleiter sowie vom Protokollführer zu unterschreiben. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstandssitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis enthalten.

(12) Beim vorzeitigen Ausscheiden von einzelnen Vorstandsmitgliedern während der Amtszeit kann sich der Restvorstand aus anderen Vereinsmitgliedern bis zum Ende der Wahlperiode selbständig ergänzen. Hierzu ist die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen notwendig. Die Vorstandsergänzungswahlsitzung ist schriftlich mit mindestens drei Tagen Ladungsfrist und Tagesordnung einzuberufen.
Dies gilt auch für den Fall, dass es der Vorstand für erforderlich erachtet, einen noch freien Beisitzer-Posten im Laufe der Wahlperiode nachzunominieren.

§ 9

Die Mitgliederversammlung

(1)
Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. 

(2)
In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mitglied eine Stimme.

(3)
Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für folgende Angelegenheiten zuständig:


a) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstands und dessen Entlastung,


b) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstands,


c) Wahl der Kassenprüfer,


d) Festsetzung der Höhe des jährlichen Mitgliedsbeitrags und dessen Fälligkeit,


e) Beschlussfassung über Satzungsänderungen und Vereinsauflösung,


 f) Beschlussfassung über die Beschwerde gegen die Ablehnung des Aufnahmeantrags


    sowie über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des Vorstands;


g) Ernennung von Vereinsmitgliedern zu Ehrenmitgliedern.

(4)
Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im Jahr in den ersten drei Monaten statt. Sie wird vom Vorstand unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen unter Angabe der Tagesordnung einberufen.


Die Einladung erfolgt durch Veröffentlichung in den Amtlichen Bekanntmachungen der Gemeinde Biebertal. Außerhalb des Erscheinungsgebiets des vorgenannten Amtsblattes wohnhafte Mitglieder werden in Textform eingeladen.

Jedes Vereinsmitglied ist verpflichtet, Änderungen der Wohnanschrift oder einer elektronischen Adresse dem Verein mitzuteilen.

Maßgeblich für die Einhaltung der Einberufungsfrist ist der Tag nach dem Erscheinungsdatum des genannten Amtsblattes.


Die Frist bezüglich der schriftlichen Einladung beginnt mit dem auf die Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag.

(5)
Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Sie soll mindestens enthalten:


a) den Jahresbericht des Vorstandes,


b) die Entlastung des Vorstandes,


c) bei jeder zweiten ordentlichen Mitgliederversammlung, die Neuwahl des Vorstandes,


d) die Wahl eines neuen Kassenprüfers



(von den drei Kassenprüfern des vorherigen Jahres, bleiben zwei im Amt,



der dienstälteste Kassenprüfer scheidet aus),


e) Anträge,


 f) Verschiedenes.

(6)
Die Mitgliederversammlung wird vom 1.Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2.Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied geleitet. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Versammlung den Leiter. Bei Wahlen kann die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskussion einem Wahlausschuss übertragen werden.

(7)
Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann Gäste zulassen.

(8)
Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Vereinsmitglieder anwesend sind. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

(9)
a)
Die Mitgliederversammlung fast Beschlüsse im Allgemeinen mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen bleiben daher außer Betracht.


b)
Zur Änderung der Satzung oder zur Auflösung des Vereins ist jedoch eine Mehrheit von 
drei Vierteilen  der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.


c)
Eine Änderung des Zwecks des Vereins kann nur mit Zustimmung aller Mitglieder 
beschlossen werden. Die Zustimmung der nichterschienenen Mitglieder muss schriftlich 
binnen Monatsfrist erfolgen.

(10)
Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Protokollführer - in der Regel der Schriftführer - zu unterzeichnen ist. Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters und des Protokollführers, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Die von der Mitgliederversammlung gefassten Beschlüsse sind wörtlich aufzunehmen.

(11)
Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem Tag der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nachträglich auf die Tagesordnung gesetzt werden.  Der Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. Über Anträge auf aktuelle Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrags ist eine Mehrheit von drei Vierteilen der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich.

(12)
Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung einberufen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert oder wenn die Einberufung von zwei Zehntel aller Mitglieder schriftlich unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird. Außerordentlichen Mitgliederversammlung- en stehen die gleichen Befugnisse zu wie den ordentlichen Mitgliederversammlungen.

§ 10

Datenschutz

(1) Der Verein benötigt zur Erfüllung seiner satzungsgemäßen Zwecke ( Mitgliederver-waltung, Öffentlichkeitsarbeit ) personenbezogene Daten seiner Mitglieder. 
Unter Beachtung der EU-Datenschutzgrundverordnung und des Bundesdatenschutz-gesetzes werden personenbezogene Daten der Mitglieder im Verein erfasst und verarbeitet.
(2)
Das Mitglied willigt bei Eintritt in den Verein oder durch sonstige Kenntnisnahme der Satzung des Vereins der Datenerfassung und -verarbeitung zu.

(3)
Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf:
·   Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten,

·   Berichtigung der Daten, sofern diese unrichtig sind,

·   Sperrung der Daten, wenn die Richtigkeit nicht feststeht,

·   Löschung der Daten, wenn die Speicherung unzulässig war oder wird 

    (z.B. Vereinsaustritt, Auflösung des Vereins),
·   Bereitstellung dieser Daten in einem gängigen Format.

§ 11
Auflösungsbestimmungen

(1)
Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der Mehrheit von drei Vierteilen der abgegebenen gültigen Stimmen beschlossen werden.

(2)
Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 1. Vorsitzende und der Kassenwart gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren.

(3)
Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert.

(4)
Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall seines steuerbegünstigten Zwecks fällt dessen Vermögen an die Gemeinde Biebertal, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke im Ortsteil Frankenbach zu verwenden hat.

§ 12
Schlussbestimmungen

(1)
Diese von der Mitgliederversammlung beschlossene Fassung der Satzung tritt mit ihrer Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 

Frankenbach, den 5.April 2019
1. Vorsitzender
2. Vorsitzender
Norbert Bena
Ingo Mühlich
7

